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Strohhalme
für die Staatsfinanzen

Mit Hilfe der Opposition konnte die neue Bundesregierung ein Sondervermögen von 500 
Milliarden schaffen, das nicht auf die Staatsverschuldung angerechnet wird, obwohl es durch 
Kredite aufgebracht werden soll, also eigentlich dennoch Schulden sind. 

Der Wirtschaftsweise Werding schlägt nun zusätzlich zu den Rentenplänen vor, die 
Witwenrente abzuschaffen. Das brächte 50 Milliarden Einsparung und müsste selbstverständlich 
mit Übergangsfristen so geschehen, dass keine Frau in Not käme. Es würde die Milliarden also 
nicht sofort einsparen.

Bundesfinanzminister Klingbeil will zudem die Steuerfreibeträge für Vereine deutlich senken, 
von 5000 auf 1000.  Er erhofft sich dadurch 45 Millionen mehr in der Kasse. Ob die Rechnung 
aufgeht, darf bezweifelt werden, weil das wohl sehr viele Vereine steuerpflichtig machen würde. 

Dabei wird übersehen, dass die Vereine sehr viel ehrenamtlich bewirken und welche 
Auswirkungen höhere Abgaben dort auslösen könnten. Man mag meinen, dass die Feste von 
Vereinen nicht unbedingt notwendig seien, aber dort werden Einnahmen gemacht, die die 
Vereinsarbeit auf anderen Gebieten stützen und neue Mitglieder geworben. Außerdem gehören 
viele dieser Feste zu den Höhepunkten im Gemeindeleben.

Ganz abgesehen einmal davon, dass der Verwaltungsaufwand stiege und die Kontrolle Kräfte 
binden würde, die vielleicht bei lohnenderen Steuermaßnahmen viel mehr Geld in die 
Staatskasse brächten ( Steuerhinterziehung, Cum-Ex-Geschäfte, Geldwäsche oder die 
Besteuerung von Erbschaften und sehr großer Vermögen ). Wo viel Geld ist, wäre auch sehr viel 
mehr zu holen, wenn man tatsächlich alle gleich behandelt.

Wenn zudem von einem Institut gefordert wird, man solle den ermäßigten Steuersatz von 7% 
abschaffen und nur noch 19% verlangen, dann würde das Lebensmittel und Bücher ( geistige 
Nahrung ) um 12% teurer machen. Ob das mit 30 Euro im Monat für Arme ausgeglichen wäre, 
darf man bezweifeln. 

Ein anderes Institut erwartet, dass die Mehrwertsteuer von 19 auf 21% steigen werde, weil 
das für die Politik am Bequemsten sei.

Dass zudem Teile des Sondervermögens bereits nicht für notwendig Maßnahmen, sondern zur 
Entlastung des Haushalts verwendet werden, wirft ein schlechtes Licht auf die Regierung.
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Notiert:  /8/2026                      cjk
Strohhalme - für die Staatsfinanzen

Nimmt man die Sparpläne der Gemeinden und die erwähnten Beispiele und Ideen zur 
Kenntnis, entsteht der Eindruck, dass der Staat und die Gemeinden Pleite seien und man nach 
jedem Strohhalm greift, um die Not zu verbergen und dem Bürger nicht reinen Wein 
einschenken zu müssen, dass wir alle jetzt und in den nächsten zwei bis vier Jahrzehnten die 
angehäuften Schulden bezahlen müssen, die dadurch entstanden, dass die Politik, aber auch die 
Wünsche von Industrie und Bürgern zu mehr Ausgaben als Einnahmen führten. Die Politik 
verschob das Tilgen der Schulden und das Sparen stets in die Zukunft, ließ aber die Infrastruktur 
verkommen ( Leitungen, Gleise, Brücken, Straßen, Schulen, Universitäten und öffentliche 
Gebäude ).

Dass die Überschuldung in vielen Staaten groß ist, zeigt, dass man sehr häufig der Wahrheit 
nicht ins Auge sehen wollte, dass man nicht mehr ausgeben kann, als man hat oder einnimmt. 
Jetzt fehlt das Geld für das Bremsen des Klimawandels, für das leider notwendige Militär und 
für die Bildung der Bürger, die helfen könnte die drängenden Probleme zu lösen oder klein zu 
halten. 

Kurz: Alle werden in den nächsten Jahrzehnten lernen müssen mit weniger glücklich und 
vergnügt zu leben und die Spaltung der Gesellschaft rückgängig zu machen, die niemand gut tut. 
Dass einigen Reichen das nicht passt, mag sein, aber die, die jetzt schon sparen müssen, trifft es 
noch viel mehr. Aber das laut zu sagen traut sich kein Politiker, der wieder gewählt werden will. 
Damit geht aber das Vertrauen in die Politik verloren und damit auch die Chance gemeinsam die 
Herausforderungen zu meistern. Man muss sich nur das beredte Schweigen angesichts der 
Hitzewellen und der durch sie Sterbenden bewußt machen, um zu erkennen, dass die 
Bundesregierung ziemlich hilflos ist und nicht weiß, wie man die Probleme lösen soll, ohne die 
Bürger mit den Fakten zu erschrecken. 

Dass die Bürger sehr wahrscheinlich zum Anpacken bereit wären, wenn sie das Gefühl 
hätten, etwas bewegen zu können, wird übersehen. Statt dessen wird nach Strohhalmen gegriffen 
um zu sparen, statt nach einer ehrlichen Bestandsaufnahme einen Weg in die Zukunft zu 
skizzieren und zu beschreiten. Der wird schwierig, ohne Frage, aber wie sonst wollen wir die 
Zukunft meistern? Einen bequemen Weg gibt es nicht, auch, wenn Populisten ihn versprechen.
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